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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Durch Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Juli 
1969 (BVerfGE 26, 338) sind Teile des Gesetzes für nichtig 
erklärt worden, u. a. der § 13 Abs. 1 Satz 2 über die Beteiligung 
der Länder an gewissen Kosten bei Beseitigung höhengleicher 
Kreuzungen Schiene/Straße. 


B. Lösung 

Bei Beseitigung von Kreuzungen Bundesbahn/Straße wird künf- 
tig je Vs der Kosten von der Deutschen Bundesbahn, von dem 
Straßenbaulastträger und vom Bund übernommen. Handelt es 
sich nicht um einen Schienenweg der Deutschen Bundesbahn, 
sondern um den einer sonstigen Bahn, so wird das letzte Drittel 
vom Land getragen. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner gewisse Verfahrensverein- 
fachungen und Klarstellungen. 


C, Alternativen 

Der Gesetzentwurf ist vom Ausschuß einstimmig verabschiedet 
worden. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird jährlich mit Kosten in Höhe von mehr 
als 23 Millionen DM zusätzlich belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen (Eisenbahnkreuzungsgesetz) 

— Drucksache Vl/1140 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jobst 


Der Gesetzentwurf in Drucksache VI/1140 wurde 
in der 81. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
2. Dezember 1970 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldwesen federführend und 
dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung zur Beratung überwiesen. Der Verkehrs- 
ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
10. Dezember 1970 abschließend behandelt. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Juli 1969 (BVerf- 
GE 26,338) Rechnung zu tragen, durch den Teile des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes für nichtig erklärt wor- 
den sind. Auch in Zukunft werden die Deutsche 
Bundesbahn und der Baulastträger der jeweils be- 
troffenen Straße — entsprechend der Klassifikation 
entweder Bund, Land oder Kommune — je Vs der- 
jenigen Kosten tragen, die durch die Beseitigung 
oder Änderung höhengleicher Kreuzungen Schiene/ 
Straße entstehen. Das letzte Kostendrittel wird 
jedoch nach der künftigen Fassung des § 13 Abs. 1 
des Gesetzentwurfs voll vom Bund übernommen 
werden, so daß die bisherige finanzielle Belastung 
der Länder entfällt. In den Fällen, in denen nicht ein 
Schienenweg der Deutschen Bundesbahn, sondern 
der Schienenweg einer anderen Bahn betroffen ist, 
hat das jeweilige Land das letzte Kostendrittel zu 
tragen. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner noch eine Reihe 
verfahrenstechnischer Vereinfachungen und Klar- 
stellungen, die insbesondere die Rechtslage nach der 


Einstellung des Betriebs einer Eisenbahn oder nach 
Einzug der Straße betreffen (§ 14 a), ferner die 
Erstattung und Ablösung von Erhaltungs- und Be- 
triebskosten bei der Herstellung und Änderung von 
Kreuzungen (§ 15). 

Änd erungs wünsche des Bundesrates hat der Aus- 
schuß insoweit berücksichtigt, als sie die Zustim- 
mung der Bundesregierung gefunden haben. Eine 
Minderheit des Ausschusses hat sich für den Vor- 
schlag des Bundesrates eingesetzt, bei von beiden 
Teilen verlangten Baumaßnahmen an einer Über- 
führung die Kosten beiden Beteiligten — Bahn und 
Träger der Straßenbaulast — zu gleichen Teilen 
zur Last zu legen und keine Aufgliederung der 
Kosten entsprechend dem Veranlassungsprinzip 
mehr vorzusehen. Dem hat sich die Mehrheit des 
Ausschusses nicht angeschlossen, weil dies zu sach- 
lich nicht berechtigten Sonderwünschen eines Be- 
teiligten und zu einer Benachteiligung der Deutschen 
Bundesbahn führen könnte. Der Verwaltungsauf- 
wand, der bei Aufgliederung der Kosten entspre- 
chend dem Veranlassungsprinzip entsteht, soll durch 
die in § 16 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes vorgesehene 
Rechts Verordnung gemindert werden, die alsbald 
erlassen werden sollte. Ebenfalls keine Mehrheit 
hat der Vorschlag des Bundesrates gefunden, die 
Aufwendungen der Bahnen für Betriebserschwer- 
nisse während der Bauzeit an Kreuzungen nicht 
mehr in die Kostenrechnung einzubeziehen. Die 
Einbeziehung in die Kostenrechnung rechtfertigt sich 
nach Auffassung des Ausschusses aus der Betriebs- 
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und Beförderungspflicht der Bahnen, die auf dem 
Gebiete des Straßenverkehrs nicht vorhanden ist. 

Der Haushaltsausschuß wird einen gesonderten 
Bericht gemäß § 96 der Geschäftsordnung vorlegen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Dr. Jobst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 11 40 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung erge- 
benden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel 

Vorsitzender 


Dr. Jobst 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen (Eisenbahnkreuzungsgesetz) 

— Drucksache VI/ 1140 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen 
(Eisenbahnkreuzungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen 
und Straßen {Eisenbahnkreuzungsgesetz) vom 
14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 681) wird wie 
folgt geändert: 


1. § 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

♦ 

„(3) Eine Kreuzung im Sinne des Absatzes 1 
ist neu, wenn einer der beiden Verkehrswege 
oder beide Verkehrswege neu angelegt werden.“ 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

.§ 5 

(1) über Art, Umfang und Durchführung einer 
nach § 2 oder § 3 durchzuführenden Maßnahme 
sowie über die Verteilung der Kosten sollen die 
Beteiligten eine Vereinbarung treffen. Sehen die 
Beteiligten vor, daß Bund oder Land nach Maß- 
gabe des § 13 Abs. 1 Satz 2 zu den Kosten bei- 
tragen, so bedarf die Vereinbarung insoweit der 
Genehmigung. Die Genehmigung erteilt für den 
Bund der Bundesminister für Verkehr, für das 
Land die von der Landesregierung bestimmte 
Behörde. In Fällen, in denen Bund oder Land 
bereits als Straßenbaulastträger beteiligt sind, 
oder in Fällen geringer finanzieller Bedeutung 
kann auf die Genehmigung verzichtet werden. 


Beschlüsse des 13. Anschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen 
(Eisenbahnkreuzungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen 
und Straßen (Eisenbahnkreuzungsgesetz) vom 
14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 681) wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) über Art, Umfang und Durchführung einer 
nach § 2 oder § 3 durchzuführenden Maßnahme 
sowie über die Verteilung der Kosten sollen die 
Beteiligten eine Vereinbarung treffen. Sehen die 
Beteiligten vor, daß Bund oder Land nach Maß- 
gabe des § 13 Abs. 1 Satz 2 zu den Kosten bei- 
tragen, ohne an der Kreuzung als Straßenbau- 
lastträger beteiligt zu sein, so bedarf die Ver- 
einbarung insoweit der Genehmgiung. Die Ge- 
nehmigung erteilt für den Bund der Bundes- 
minister für Verkehr, für das Land die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde. In Fällen 
geringer finanzieller Bedeutung kann auf die 
Genehmigung verzichtet werden. 
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Entwurf 

(2) Einer Vereinbarung nach Absatz 1 bedarf 
es nicht, wenn sich ein Beteiligter oder ein Dritter 
bereit erklärt, die Kosten für die Änderung oder 
Beseitigung eines Bahnübergangs nach § 3 ab- 
weichend von den Vorschriften dieses Gesetzes 
allein zu tragen, und für die Maßnahme ein 
Planfeststellungsverfahren durchgeführt wird." 

3. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(2) In sonstigen Fällen entscheidet als An- 
ordnungsbehörde die von der Landesregierung 
bestimmte Behörde." 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist für die Durchführung einer nach 
§ 10 Abs. 1 anzuordnenden Maßnahme ein 
Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben, so 
ist es, wenn an der Kreuzung ein Schienenweg 
der Deutschen Bundesbahn oder eine Bundes- 
fernstraße beteiligt ist, von der Anordnungs- 
behörde einzuleiten und durchzuführen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 


5. § 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Wird an einem Bahnübergang eine Maß- 
nahme nach § 3 durchgeführt, so tragen die Be- 
teiligten je ein Drittel der Kosten. Das letzte 
Drittel der Kosten trägt bei Kreuzungen mit einem 
Schienenweg der Deutschen Bundesbahn der 
Bund, in allen sonstigen Fällen das Land." 


6. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

♦ 

„§ 14 a 

(1) Wird die Straße eingezogen oder der Be- 
trieb der Eisenbahn dauernd eingestellt, so blei- 
ben die Beteiligten wie bisher verpflichtet, die 
Kreuzungsanlagen in dem Umfang zu erhalten 
und in Betrieb zu halten, wie es die Sicherheit 
oder Abwicklung des Verkehrs auf dem bleiben- 
den Verkehrsweg erfordert. Eine nach den Vor- 
schriften des Eisenbahnrechts genehmigte Be- 


Beschlüsse des 13. Anschusses 
(2) unverändert 


3. unverändert 


4. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und 
erhält folgende Fassung: 

„(2) In sonstigen Fällen regeln die Länder 
das Verfahren und die Zuständigkeiten." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

5. unverändert 


5 a. § 14 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Eisenbahnüberführungen und Schutz- 
erdungsanlagen gehören zu den Eisenbahn- 
anlagen, Straßenüberführungen zu den Straßen- 
anlagen." 

6. unverändert 
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Entwurf BeschlüssedeslS. Auschusses 

triebseinstellung gilt nicht als dauernd im Sinne 
dieser Vorschrift, wenn sie mit der Verpflichtung 
zur weiteren Vorhaltung der Anlagen verbunden 
ist. Die Einziehung der Straße oder die dauernde 
Einstellung des Betriebes der Eisenbahn ist dem 
anderen Beteiligten unverzüglich mitzuteilen. 

Obliegt dem Unternehmer einer Eisenbahn- 
strecke, deren Betrieb eingestellt werden soll, die 
Erhaltung einer Straßenüberführung nach § 19 
Abs. 1 Satz 4, so ist er berechtigt, die Erhaltungs- 
last abzulösen. 

(2) Der im Zeitpunkt der Einziehung oder dau- 
ernden Betriebseinstellung erhaltungspflichtige 
Beteiligte oder sein Rechtsnachfolger hat Kreu- 
zungsanlagen zu beseitigen, soweit und sobald 
es die Sicherheit oder Abwicklung des Verkehrs 
auf dem bleibenden Verkehrsweg erfordert. Die 
Kosten hierfür haben die Beteiligten je zur 
Hälfte zu tragen. Die Kosten für Maßnahmen, 
die darüber hinaus für den bleibenden Verkehrs- 
weg zu treffen sind, trägt der Baulastträger des 
bleibenden Verkehrsweges. Die Beteiligten 
haben die Maßnahmen zu dulden. 

(3) Soweit Kreuzungsanlagen beseitigt sind, 
erlöschen die Verpflichtungen des weichenden 
Beteiligten aus Absatz 1. 

(4) Der weichende Beteiligte hat dem bleiben- 
den Beteiligten auf dessen Antrag sein Eigentum 
an solchen Grundstücken, die schon bisher von 
dem bleibenden Beteiligten benutzt worden sind 
oder die für die Verbesserung des bleibenden 
Verkehrsweges benötigt werden, mit allen Rech- 
ten und Pflichten zu übertragen. Für die Über- 
tragung des Eigentums ist eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu gewähren, wobei der 
Verkehrswert des Grundstücks zugrunde zu 
legen ist.“ 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 7. unverändert 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Wird eine neue Kreuzung hergestellt, so hat 
im Falle des § 11 Abs. 1 der Beteiligte, des- 
sen Verkehrsweg neu hinzukommt, die hier- 
durch verursachten Erhaltungs- und Betriebs- 
kosten dem anderen Beteiligten zu erstatten.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
sowie des Absatzes 2 ist auf Verlangen eines 
Beteiligten die Erhaltungs- und Betriebslast 
abzulösen." 

8. § 16 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 8 unverändert 

♦ 

„3. die Berechnung und die Zahlung von Ablö- 
sungsbeträgen nach § 14 a Abs. 1 Satz 4 und 
nach § 15 Abs. 4 näher bestimmt werden?". 
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Entwurf 

9. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Der bisherige Satz 1 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die Erhaltung und Inbetriebhaltung der be- 
stehenden Bahnübergänge und die Erhaltung 
der Eisenbahnüberführungen regelt sich mit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes nach § 14. Das 
gleiche gilt für die Erhaltung der Überfüh- 
rungen von Straßen in der Baulast des Bun- 
des und in der Baulast der Länder oder Land- 
schaftsverbände. " 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
das Eisenbahnkreuzungsgesetz neu bekanntzuma- 
chen. 


Artikel 3 

(1) Das Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Aus- 
führung begriffene Maßnahmen an Bahnübergängen, 
an denen ein Schienenweg der Deutschen Bundes- 
bahn nicht beteiligt ist, sind nach der bisherigen 
Kostenregelung abzuwickeln. 


Beschlüsse des 13. Anschusses 
9. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) unverändert 
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